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A Bekanntmachungen des Landkreises Schaumburg 

B Bekanntmachungen der kreisangehörigen Städte 
 und Gemeinden 

Bekanntmachung der Stadt Stadthagen 

Bebauungsplan 101 „An der Sandkuhle II“ 

Der Rat der Stadt Stadthagen hat in seiner Sitzung am 
01.07.2019 den Bebauungsplan Nr. 101 „An der Sandkuhle II“ 
mit örtlicher Bauvorschrift zur Gestaltung als Satzung beschlos-
sen.  

Lage des Plangebietes (siehe anliegenden Plan):
Die nördliche Plangebietsgrenze verläuft entlang der südlichen 
Begrenzung der Habichhorster Straße. 
Die östliche Plangebietsgrenze verläuft entlang der westlichen 
Begrenzung des Wirtschaftsweges westlich des Friedhofs 
„Kleine Eichen“.  
Die südliche Plangebietsgrenze verläuft im Bereich der Häuser-
grundstücke „An der Sandkuhle 38 und 40“ entlang der Nord-
grenze der ausgebauten Straße An der Sandkuhle und ver-
springt dann für ca. 10 m auf die Südgrenze des in östlicher 
Richtung weiter führenden Wirtschaftswegs und anschließend 
weiter zurück auf der Nordgrenze desselben Wirtschaftsweges.  
Die westliche Plangebietsgrenze wird durch die östlichen Grund-
stückgrenzen der Bebauung östlich der Adolph-Baar-Straße ge-
bildet. 
(Plan ist im Anschluss an Seite 120 des Amtsblatts als des-
sen Anlage 1 beigefügt) 

Mit dieser Bekanntmachung tritt gemäß § 10 Abs. 3 des Bauge-
setzbuches (BauGB) der Bebauungsplan Nr. 101 „An der Sand-
kuhle II“ mit örtlicher Bauvorschrift zur Gestaltung in Kraft.  

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB un-
beachtlich werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntgabe der Sat-
zung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind. 

Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB kann Entschädigung 
verlangt werden (Entschädigungsberechtigter), wenn die in den 
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit 
des Anspruches dadurch herbeiführen, dass die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen be-
antragt wird. Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt der Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruches herbeigeführt wird. 

Jedermann kann den Bebauungsplan Nr. 101 „An der Sand-
kuhle II“ mit örtlicher Bauvorschrift zur Gestaltung sowie die Be-
gründung bei der Stadt Stadthagen, Fachbereich „Planen und 
Bauen“, Rathauspassage 1, 2. OG, Zimmer 219, während der 
Dienststunden einsehen und über den Inhalt Auskunft verlan-
gen. Die Unterlagen können auch auf der Internetseite der Stadt 
Stadthagen sowie über das zentrale Internetportal des Landes 
Niedersachsen eingesehen werden. 

Stadthagen, den 30.08.2019 

Theiß 
Bürgermeister 

------------------------------------------------------------------------------------ 

Abwasserbeseitigungssatzung der Samtgemeinde Lind-
horst 

Aufgrund der §§ 10, 13 und 58 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) i.d.F. vom 17.12.2010 (Nie-
ders. GVBl. 2010, 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 20. Juni 2018 (Nds. GVBl. S. 113), i.V.m. den §§ 95, 
96 des Niedersächsischen Wassergesetzes i.d.F. vom 
19.02.2010 (Nieders. GVBl. 2010 S. 64), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 § 7 des Gesetzes vom 12. November 2015 ( Nds. GVBl. 
S. 307), i.V.m. §§ 54 ff. WHG i.d.F. vom 31.07.2009 (BGBl. 
2009, 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2017 
(BGBl. I S. 2771) m. W.v. 28.01.2018, hat der Rat der Samtge-
meinde Lindhorst in seiner Sitzung vom 09.05.2019 folgende 
Satzung beschlossen: 

I.  Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Allgemeines 

(1) Die Samtgemeinde betreibt nach Maßgabe dieser Satzung 
zur Beseitigung des in ihrem Entsorgungsgebiet anfallenden 
Abwassers jeweils eine öffentliche Einrichtung zur 

a) zentralen Schmutzwasserbeseitigung 
b) zentralen Niederschlagswasserbeseitigung 
c) Beseitigung des Inhalts von abflusslosen Sammelgruben 

und des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms. 

(2) Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kanalisati-
ons- und Abwasserbehandlungsanlagen im Trenn- und/oder 
Mischverfahren (zentrale Abwasseranlage[n]) oder mittels Ein-
richtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und Behandlung von 
Abwasser aus abflusslosen Sammelgruben und des in Klein-
kläranlagen anfallenden Schlamms (dezentrale Abwasseran-
lage[n]). 

(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage(n) 
sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, Anschaf-
fung, Verbesserung und Erneuerung bestimmt die Samtge-
meinde. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung um-
fasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versi-
ckern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser sowie das Ent-
wässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der Abwas-
serbeseitigung und die Beseitigung des in Kleinkläranlagen an-
fallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesam-
melten Abwassers, soweit die Samtgemeinde abwasserbeseiti-
gungspflichtig ist. 

(2) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist Schmutzwasser und 
Niederschlagswasser.  

Schmutzwasser ist 
a) das durch häuslichen Gebrauch verunreinigte Wasser 

(häusliches Abwasser), 
b) das durch gewerblichen, industriellen, landwirtschaftlichen 

oder sonstigen Gebrauch verunreinigte oder sonst in seinen 
Eigenschaften veränderte Wasser (nichthäusliches Abwas-
ser). Ausgenommen ist das durch landwirtschaftlichen Ge-
brauch entstandene Abwasser, das dazu bestimmt ist, auf 
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-
nutzte Böden aufgebracht zu werden. 

Niederschlagswasser ist das aufgrund von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten und befestigten Flächen gesam-
melt abfließende Wasser. 
Als Abwasser gilt auch jedes sonstige in die Kanalisation einge-
leitete Wasser. 
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(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im 
Sinne des Grundbuchrechtes.  

(4) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Sat-
zung sind alle Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbehand-
lung, Prüfung, Rückhaltung, Ableitung und Reinigung des Ab-
wassers auf dem Grundstück dienen, soweit sie nicht Bestand-
teil der öffentlichen Abwassereinrichtung sind. Zu den Grund-
stücksentwässerungsanlagen zählen auch abflusslose Sammel-
gruben. 

(5) Die öffentliche zentrale Abwassereinrichtung für 
Schmutzwasser endet 

mit dem Straßenkanal vor dem zu entwässernden Grundstück. 

Die öffentliche zentrale Abwassereinrichtung für Nieder-
schlagswasser endet  

mit dem Straßenkanal vor dem zu entwässerndes Grundstück. 

(6) Zur öffentlichen zentralen Abwassereinrichtung gehören  

a) das gesamte öffentliche Entwässerungsnetz einschließlich 
aller technischen Einrichtungen wie (je nach den örtlichen 
Verhältnissen) das Leitungsnetz mit getrennten Leitungen 
für Schmutzwasser und Niederschlagswasser (Trennverfah-
ren), die Anschlussleitungen, Reinigungsschächte, Pump-
stationen, Rückhaltebecken, Schächte, Einsteigschächte o-
der der Inspektionsöffnungen, Schächte mit Ventileinheiten 
und Kleinpumpwerke auf dem Grundstück, 

b) alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers, das sind 
Klärwerke und ähnliche Anlagen, die von der Samtgemeinde 
oder von ihr beauftragten Dritten betrieben werden, 

c) offene und verrohrte Gräben und Wasserläufe, die zur Auf-
nahme der Abwässer dienen und nicht Gewässer im Sinne 
des NWG sind sowie 

d) alle zur Erfüllung der in den Ziff. a) bis c) genannten Aufga-
ben notwendigen Sachen und Personen bei der Samtge-
meinde und von ihr beauftragten Dritten. 

(7) Zur öffentlichen dezentralen Abwassereinrichtung gehö-
ren alle Vorkehrungen und Einrichtungen für Abfuhr und Be-
handlung von Abwasser aus abflusslosen Gruben und in Klein-
kläranlagen anfallendem Schlamm außerhalb des zu entwäs-
sernden Grundstücks sowie die zur Erfüllung der dabei anfallen-
den Aufgaben eingesetzten Sachen und Personen bei der Samt-
gemeinde und deren Beauftragten. 

(8) Soweit sich die Vorschriften dieser Satzung auf den/die 
Grundstückseigentümer/in beziehen, gelten die Regelungen 
entsprechend auch für Erbbauberechtigte, Nießbraucher/innen 
und sonstige dingliche Berechtigte.  

§ 3 Anschlusszwang- und Benutzungszwang Abwasser 

(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, 
sein/ihr Grundstück nach Maßgabe der folgenden Bestimmun-
gen an eine öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald 
auf dem Grundstück Schmutzwasser auf Dauer anfällt. 

(2) Dauernder Anfall von Schmutzwasser ist anzunehmen, so-
bald das Grundstück mit Gebäuden für den dauernden oder vo-
rübergehenden Aufenthalt von Menschen oder für gewerbliche 
oder industrielle Zwecke bebaut ist oder mit der Bebauung des 
Grundstücks begonnen wurde. 

(3) Die Verpflichtung nach Abs. 1 richtet sich auf den Anschluss 
an die zentrale Abwasseranlage, sobald die öffentliche Abwas-
serbeseitigungseinrichtung vor/auf dem Grundstück betriebsbe-
reit vorhanden ist, sonst auf den Anschluss an die dezentrale 
Abwasseranlage. 

(4) Die Samtgemeinde kann den Anschluss an die zentrale Ab-
wasseranlage auch nachträglich verlangen, sobald die Voraus-
setzungen des Abs. 3 nachträglich eintreten und soweit die Vor-
schrift des § 96 Abs. 6 S. 3 NWG dem nicht entgegensteht. Der 
Grundstückseigentümer erhält eine entsprechende Mitteilung 
durch die Samtgemeinde. Der Anschluss ist binnen dreier Mo-
nate nach Zugang der Mitteilung vorzunehmen.  

(5) Werden an einer Erschließungsstraße, in die später Entwäs-
serungskanäle eingebaut werden sollen, Neubauten errichtet, 
so sind auf Verlangen der Samtgemeinde alle Einrichtungen für 
den künftigen Anschluss an die zentrale Abwasseranlage vor-
zubereiten und die erforderlichen Maßnahmen zu dulden.  

(6) Wenn und soweit ein Grundstück bezüglich des Schmutz-
wassers an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, 
ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, alles anfallende 
Schmutzwasser – sofern nicht eine Einleitungsbeschränkung 
nach dieser Satzung besteht – der öffentlichen Abwasseranlage 
zuzuführen. 

§ 3 a Anschluss- und Benutzungszwang Niederschlags-
wasser 

(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, 
sein/ihr Grundstück nach Maßgabe der Bestimmungen in dieser 
Satzung an die öffentliche Abwassereinrichtung anzuschließen 
soweit ein gesammeltes Fortleiten des auf dem Grundstück an-
fallenden Niederschlagswassers erforderlich ist, um eine Beein-
trächtigung des Wohles der Allgemeinheit zu verhüten. 

(2) Wenn und soweit ein Grundstück bezüglich des Nieder-
schlagswassers an eine öffentliche Abwasseranlage ange-
schlossen ist, ist der/die Grundstückseigentümer/in verpflichtet, 
sämtliches Niederschlagswasser, das auf bebauten und befes-
tigten Flächen anfällt, der öffentlichen Abwasseranlage nach 
Maßgabe dieser Satzung zuzuführen, soweit es nicht als 
Brauchwasser Verwendung findet. Die Verwendung als Brauch-
wasser ist der Samtgemeinde zuvor schriftlich anzuzeigen. 

§ 4 Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungs-
zwang 

(1) Die Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang 
für Abwasser kann auf Antrag ausgesprochen werden, wenn der 
Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Abwassereinrich-
tung oder seine Benutzung für den/die Grundstückseigentü-
mer/in unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemein-
wohls unzumutbar ist. Der Antrag soll schriftlich innerhalb von 
vierzehn Tagen nach der Aufforderung zum Anschluss bei der 
Samtgemeinde gestellt werden. Für Befreiungsanträge gilt § 5 
Abs. 2 entsprechend. Die Samtgemeinde kann bei Bedarf Un-
terlagen nachfordern. 

(2) Die Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang 
ist unter dem Vorbehalt des Widerrufs und auf eine bestimmte 
Zeit auszusprechen. 

§ 5 Entwässerungsgenehmigung 

(1) Die Samtgemeinde erteilt nach den Bestimmungen dieser 
Satzung eine Genehmigung zum Anschluss an eine zentrale 
Abwasseranlage und zum Einleiten des Abwassers (Entwässe-
rungsgenehmigung). Änderungen der Grundstücksentwässe-
rungsanlage, der der Entwässerungsgenehmigung zugrunde 
liegenden Abwasserverhältnisse oder des Anschlusses an die 
Abwasseranlage bedürfen ebenfalls einer Genehmigung. 

(2) Genehmigungen nach Abs. 1 sind von den Grundstücksei-
gentümern/innen schriftlich zu beantragen (Entwässerungsan-
trag). 

(3) Die Samtgemeinde entscheidet ob und in welcher Weise das 
Grundstück anzuschließen ist. Sie kann Untersuchungen der 
Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtungen der Grund-
stücksentwässerungsanlagen durch Sachverständige verlan-



                                                                        Abl. LK SHG   Nr. 9/2019, ausgegeben am 30.09.2019 

110

gen, sofern dies zur Entscheidung über den Entwässerungsan-
trag erforderlich erscheint. Die Kosten hat der/die Grundstücks-
eigentümer/in zu tragen. 

(4) Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und 
lässt diese unberührt. Sie gilt auch für und gegen die Rechts-
nachfolger/innen der Grundstückseigentümer/innen. Sie ersetzt 
nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau oder Be-
trieb der Grundstücksentwässerungsanlage nach anderen 
Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten. 

(5) Die Samtgemeinde kann – abweichend von den Einleitungs-
bedingungen dieser Satzung – die Genehmigung unter Bedin-
gungen und Auflagen sowie unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
sowie der nachträglichen Einschränkung oder Änderung ertei-
len, solange dadurch die ordnungsgemäße Abwasserbeseiti-
gung durch die Samtgemeinde nicht gefährdet wird. 

(6) Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit 
der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungs-
anlage nur begonnen werden, wenn und soweit die Samtge-
meinde ihr Einverständnis erteilt hat. 

(7) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von 3 Jahren 
nach ihrer Erteilung mit der Herstellung oder Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanlage nicht begonnen oder wenn 
die Ausführung drei Jahre unterbrochen worden ist. Die Frist 
kann auf Antrag um jeweils höchstens drei Jahre verlängert wer-
den. 

§ 6 Entwässerungsantrag 

(1) Der Entwässerungsantrag ist bei der Samtgemeinde mit dem 
Antrag auf Baugenehmigung oder der Bauanzeige einzureichen, 
wenn eine Entwässerungsgenehmigung erforderlich ist. In den 
Fällen des § 3 Abs. 4 und des § 3a Abs. 1 Satz 1 ist der Entwäs-
serungsantrag spätestens vier Wochen nach der Aufforderung 
zum Anschluss vorzulegen. Bei allen anderen Vorhaben ist der 
Entwässerungsantrag zwei Monate vor deren geplantem Beginn 
einzureichen. 

Bei genehmigungsfreien Bauvorhaben nach § 62 NBauO ist der 
Entwässerungsantrag mit dem Antrag auf Bestätigung der Ge-
meinde, dass die Erschließung im Sinne des § 30 BauGB gesi-
chert ist, vorzulegen.  

(2) Der Antrag für den Anschluss an eine zentrale Abwasseran-
lage hat zu enthalten: 

a) Erläuterungsbericht mit 
- einer Beschreibung des Vorhabens und seiner Nutzung, 
- Angaben über die Größe und Befestigungsart der Grund-

stücksflächen. 

b) Eine Beschreibung nach Art und Umfang der Produktion 
bzw. sonstigen Tätigkeiten und der Menge und Beschaffen-
heit des dabei anfallenden Abwassers sowie die Angabe der 
Anzahl der Beschäftigten, wenn es sich um einen Gewerbe- 
oder Industriebetrieb oder eine ihm gleichzusetzende Ein-
richtung (z.B. Krankenhaus, Labor) handelt. 

c) Bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit Vorbehand-
lungsanlagen Angaben über 
- Menge, Anfallstelle und Beschaffenheit des Abwassers, 
- Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungsanlage, 
- Behandlung und Verbleib von anfallenden Rückständen 

(z. B. Schlämme, Feststoffe, Leichtstoffe), 

d) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschlie-
ßenden Grundstücks im Maßstab nicht kleiner als 1 : 500 mit 
folgenden Angaben: 
- Straße und Hausnummer, 
- Gebäude und befestigte Flächen, 
- Grundstücks- und Eigentumsgrenzen, 
- Lage der Haupt- und Anschlusskanäle, 
- Gewässer, soweit vorhanden oder geplant, 
- in der Nähe der Abwasserleitungen vorhandener und vor-

gesehene Baumbestand.

e) Einen Schnittplan im Maßstab 1 : 100 durch die Fall- und 
Entlüftungsrohre des Gebäudes mit den Entwässerungsob-
jekten. Einen Längsschnitt durch die Grundleitung und 
durch die Schächte, Einsteigschächte oder der Inspektions-
öffnungen mit Angabe der Höhenmaße des Grundstücks 
und der Sohlenhöhe im Verhältnis der Straße, bezogen auf 
NN. 

f) Grundrisse des Kellers und der Geschosse im Maßstab 
1 : 100, soweit dies zur Klarstellung der Grundstücksent-
wässerungsanlagen erforderlich ist. Die Grundrisse müssen 
insbesondere die Bestimmung der einzelnen Räume und 
sämtliche Fallleitungen und Entwässerungsobjekte unter 
Angabe der lichten Weite und des Materials erkennen las-
sen, ferner die Entlüftung der Leitungen und die Lage etwa-
iger Absperrschieber, Rückstauverschlüsse oder Hebeanla-
gen. 

(3) Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen, Nieder-
schlagswasserleitungen mit gestrichelten Linien darzustellen 
und Mischwasserleitungen strichpunktiert. Später auszufüh-
rende Leitungen sind zu punktieren. 

Folgende Farben sind dabei zu verwenden: 
für vorhandene Anlagen = schwarz 
für neue Anlagen = rot 
für abzubrechende Anlagen = gelb. 

(4) Die Samtgemeinde kann weitere Unterlagen fordern, wenn 
diese zur Beurteilung der Entwässerungsanlage erforderlich 
sind. 

§ 7 Allgemeine Einleitungsbedingungen  

(1) Wenn eine Einleitung der Genehmigung nach § 98 NWG be-
darf, treten die in dieser Genehmigung vorgegebenen Werte 
und Anforderungen an die Stelle der in dieser Satzung festge-
legten Einleitungsbedingungen. Eine aufgrund § 98 Abs. 1 NWG 
erteilte Genehmigung ersetzt im übrigen nicht die Entwässe-
rungsgenehmigung nach dieser Satzung. Der/die Grundstücks-
eigentümer/in ist verpflichtet, eine Ausfertigung der Genehmi-
gung nach § 98 Abs. 1 NWG innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Gemeinde auszuhändigen, soweit die Gemeinde nicht 
für die Erteilung dieser Genehmigung zuständig ist.  

(2) Alle Abwässer dürfen nur über die Grundstücksentwässe-
rungsanlagen eingeleitet werden. 

(3) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten 
darf unbelastetes Niederschlagswasser, unbelastetes Grund- 
und Dränwasser sowie unbelastetes Kühlwasser nur in den Nie-
derschlagswasserkanal, Schmutzwasser nur in den Schmutz-
wasserkanal eingeleitet werden. 

(4) Die Samtgemeinde ist berechtigt, jederzeit die Grundstück-
sentwässerungsanlagen darauf zu überprüfen oder überprüfen 
zu lassen, ob die Einleitungsbedingungen nach dieser Satzung 
eingehalten werden. Sie kann zu diesem Zweck auch jederzeit 
Proben des Abwassers entnehmen und untersuchen oder 
Messgeräte in den öffentlichen oder privaten Schächten, Eins-
teigschächten oder Inspektionsöffnungen installieren. Soweit 
Schächte, Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen nicht 
vorhanden sind, ist die Gemeinde berechtigt, die zur Messung 
erforderlichen Einrichtungen einzubauen. Die Kosten für diese 
Überwachungsmaßnahmen hat der/die Grundstückseigentü-
mer/in zu tragen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist ver-
pflichtet, der Samtgemeinde die für die Prüfung der Grundstück-
sentwässerungsanlage und des Abwassers erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. 

(5) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser 
nicht den Anforderungen dieser Satzung entspricht, kann gefor-
dert werden, dass geeignete Vorbehandlungsanlagen und/oder 
Rückhaltungsmaßnahmen zu erstellen sind. 
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(6) Die Samtgemeinde kann eine Rückhaltung und/oder Vorbe-
handlung des Niederschlagswassers auf dem Grundstück for-
dern, wenn die zulässige Einleitungsmenge überschritten wird 
und/oder das Niederschlagswasser nicht den Anforderungen 
dieser Satzung entspricht.  

(7) Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwässer i.S.d. 
Satzung unzulässiger Weise in die öffentliche Abwasseranlage 
eingeleitet, ist die Samtgemeinde berechtigt, auf Kosten des 
Grundstückseigentümers/der Grundstückseigentümerin die 
dadurch entstehenden Schäden in der Abwasseranlage zu be-
seitigen. 

(8) Entspricht ein Anschluss nicht mehr den jeweils geltenden 
Einleitungsbedingungen, sind der/die Grundstückseigentümer/in 
sowie ggf. der Abwassereinleiter verpflichtet, die Einleitung ent-
sprechend auf ihre Kosten anzupassen. Die Samtgemeinde 
kann eine solche Anpassung verlangen und dafür eine ange-
messene Frist setzen. 

§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen 

(1) In die öffentliche Abwasseranlage(n) dürfen keine Stoffe ein-
geleitet werden, die 

- die Kanalisation verstopfen oder zu Ablagerungen führen, 
- giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe oder Gase bil-

den,  
- Bau- und Werkstoffe der öffentlichen Abwasseranlage in 

stärkerem Maße angreifen sowie  
- die Abwasserreinigung und/oder die Schlammbeseitigung er-

schweren oder 
- die die öffentliche Sicherheit gefährden. 
- das in den öffentlichen Abwasseranlagen tätige Personal ge-

fährden.  

Hierzu gehören insbesondere folgende Stoffe: 
- Schutte, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, Treber, 

Hefe, Borsten, Lederreste, Fasern, Kunststoffe, Textilien, 
grobes Papier u. ä. (diese Stoffe dürfen auch in zerkleiner-
tem Zustand nicht eingeleitet werden); 

- Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, 
Mörtel, flüssige und später erhärtende Abfälle sowie Bitu-
men und Teer und deren Emulsionen; 

- Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut, Molke und Futter-
reste aus der Tierhaltung; 

- Kaltreiniger oder ähnliche Stoffe, die chlorierte Kohlenwas-
serstoffe enthalten oder die Öl- und Fettabscheidung verhin-
dern; 

- Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und 
Fette einschließlich des durch diese Stoffe verunreinigten 
Waschwassers;  

- Säuren und Laugen (zulässiger pH-Bereich 6,5 – 10), chlo-
rierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, Schwefelwasserstoff; 
Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren 
Salze; Carbide, die Acetylen bilden; ausgesprochen toxi-
sche Stoffe; 

- Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen 
privaten Behandlungsanlagen; 

- Inhalte von Chemietoiletten; 
- Nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von 

Krankenhäusern und medizinischen Instituten; 
- Grund-, Drain- und Kühlwasser; 
- Medikamente und pharmazeutische Produkte; 
- Abwasser aus Schlachthöfen, deren Rückhaltesystem nicht 

den Anforderungen der Verordnung über das Inverkehrbrin-
gen von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten 
und Pflanzenhilfsmitteln (Düngemittelverordnung – DüMV) 
i.d.F. vom 16.12.2008 (BGBl. I S. 2524), zuletzt geändert 
durch Art. 1, Erste ÄndVO vom 14.12.2009 (BGBl. I S. 
3905), entspricht. 

(2) Schmutzwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur ein-
geleitet werden, wenn es der Strahlenschutzverordnung i.d.F. 
vom 20.Juli.2001 (BGBl. I S. 1714) – insbesondere § 47 Abs. 4 
– entspricht. 

(3) Schmutzwasser – insbesondere aus Industrie- und Gewer-
bebetrieben oder vergleichbaren Einrichtungen (z. B. Kranken-
häuser) – darf, abgesehen von den übrigen Begrenzungen des 
Benutzungsrechts, nur eingeleitet werden, wenn es in der qua-
lifizierten Stichprobe die Einleitungswerte laut Anhang 1 nicht 
überschreiten. § 7 Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend. 
("Anhang 1" ist im Anschluss an Seite 120 des Amtsblatts 
als dessen Anlage 2 beigefügt) 

(4) Für die in der Anlage nicht aufgeführte Stoffe werden die 
Einleitungswerte im Bedarfsfall festgesetzt, wenn dies von der 
Menge oder der Beschaffenheit des einzuleitenden Abwassers 
her erforderlich ist, um eine ordnungsgemäße Abwasserbeseiti-
gung sicherzustellen, soweit sie nicht als nach § 7 Abs. 1 fest-
gesetzt gelten. 

(5) Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich oder 
industriell genutzten Grundstücken oder von anderem nicht 
häuslichen Schmutzwasser in öffentliche Abwasseranlagen 
ist grundsätzlich eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie 
umfasst mindestens fünf Stichproben, die – in einem Zeitraum 
von höchstens zwei Stunden im Abstand von nicht weniger als 
zwei Minuten entnommen – gemischt werden. Die qualifizierte 
Stichprobe ist nicht bei den Parametern Temperatur und pH-
Wert anzuwenden. Dabei sind die in dieser Satzung oder in den 
Einleitungsgenehmigungen genannten Grenzwerte einzuhalten. 
Es gelten die Messverfahren nach der Verordnung über Anfor-
derungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwas-
serverordnung – AbwV) i.d.F. vom 17.06.2004 (BGBl. I S. 1108), 
zuletzt geändert durch Art. 20 G zur Neuregelung des Wasser-
rechts vom 31.07.2009 (BGBl. I. S. 2585). 

(6) Niedrigere als die aufgeführten Einleitungswerte und Frach-
tenbegrenzungen können im Einzelfall festgesetzt und die Ein-
haltung der niedrigeren Einleitungswerte kann angeordnet wer-
den, soweit dies nach den Umständen des Falles geboten er-
scheint, um eine Gefährdung der öffentlichen Abwasseran-
lage(n) oder der in der/den Anlage(n) beschäftigten Personen, 
die Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der Anlage(n) oder einer 
Erschwerung der Abwasserbehandlung sowie der landwirt-
schaftlichen Klärschlammverwertung zu verhüten. Das Einleiten 
oder Einbringen von Stoffen, die die niedrigeren Einleitungs-
werte überschreiten, fällt im Geltungsbereich der Anordnung un-
ter das Einleitungsverbot nach Abs. 3. Höhere Einleitungswerte 
können im Einzelfall – nur unter Vorbehalt des jederzeitigen Wi-
derrufs – zugelassen werden, wenn nach den Besonderheiten 
des Falles die schädlichen Stoffe und Eigenschaften der Abwäs-
ser innerhalb dieser Grenzen für die öffentliche(n) Abwasseran-
lage(n), die darin beschäftigten Personen oder die Abwasserbe-
handlung vertretbar sind. 

(7) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht kommen-
den allgemein anerkannten Regeln der Technik Abwasser zu 
verdünnen oder zu vermischen.  

II.  Besondere Bestimmungen für zentrale Abwasser-
anlagen 

§ 9 Anschlusskanal 

(1) Jedes Grundstück muss einen eigenen, unmittelbaren An-
schluss an die jeweilige öffentliche Abwasseranlage haben (bei 
Trennkanalisation zwei Anschlüsse). Die Lage und lichte Weite 
des Anschlusskanals und die Anordnung des Schachts, Ein-
steigschachts oder der Inspektionsöffnung bestimmt die Samt-
gemeinde. Es besteht kein Anspruch auf eine bestimmte Ent-
wässerungstiefe. 

(2) Die Samtgemeinde kann ausnahmsweise den Anschluss 
mehrerer Grundstücke an einen gemeinsamen Anschlusskanal 
zulassen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass die beteiligten 
Grundstückseigentümer/innen die Verlegung, Unterhaltung und 
Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem je-
weils fremden Grundstück durch Eintragung einer Baulast und 
einer Dienstbarkeit gesichert haben. 
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(3) Die Samtgemeinde lässt den Anschlusskanal für das 
Schmutzwasser sowie für das Niederschlagswasser einschließ-
lich des Schachts, Einsteigschachts oder der Inspektionsöffnung 
herstellen. 

(4) Ergeben sich bei der Ausführung eines Anschlusskanals un-
vorhersehbare Schwierigkeiten, die auch ein Abweichen von 
dem genehmigten Plan erfordern können, so hat der/die Grund-
stückseigentümer/in den dadurch für die Anpassung der Grund-
stücksentwässerungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen. 
Der/die Grundstückseigentümer/in kann keine Ansprüche gel-
tend machen für Nachteile, Erschwernisse und Aufwand, die 
durch solche Änderungen des Anschlusskanals beim Bau und 
beim Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage entstehen. 

(5) Der/die Grundstückseigentümer/in hat den Anschlusskanal 
zu unterhalten und bei Verstopfung zu reinigen. 

(6) Der/die Grundstückseigentümer/in darf Anschlusskanäle 
nicht verändern oder verändern lassen. 

§ 10 Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Die Entwässerungsanlagen auf dem anzuschließenden 
Grundstück sind vom/von der Grundstückseigentümer/in nach 
den jeweils geltenden allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik, insbesondere gem. DIN EN 752: 2008-04 Beuth „Entwässe-
rungssysteme außerhalb von Gebäuden“, DIN EN 12056: 2001-
01 Beuth „Schwerkraftentwässerungsanlage innerhalb von Ge-
bäuden“ von April 2008 in Verbindung mit der DIN 1986 Teile 3 
von November 2004, 4 von Dezember 2011, 30 von Februar 
2012 und 100 von Mai 2008 – "Entwässerungsanlagen für Ge-
bäude und Grundstücke“ – und nach den Bestimmungen dieser 
Satzung auf eigene Kosten zu errichten und zu betreiben. Die 
Grundstücksentwässerungsanlage ist auf Anforderung erstmals 
auf Dichtheit zu überprüfen. Sofern die Anforderung nicht erfolgt, 
ist sie spätestens zwanzig Jahre nach Inkrafttreten dieser Sat-
zung auf Dichtheit zu überprüfen. Die Dichtheitsprüfung darf nur 
durch ein Unternehmen erfolgen, das gegenüber der Samtge-
meinde die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat. 

(2) Die Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN EN 1610 von 
Oktober 1997 in Verbindung mit DWA A 139 (Ausgabe 2009) zu 
erfolgen. Die Herstellung von Rohrgräben, das Verlegen von 
Grundleitungen und Anschlusskanälen sowie das Verfüllen der 
Rohrgräben dürfen nur durch ein Unternehmen erfolgen, das 
durch eine entsprechende Bescheinigung belegen kann, dass 
es gegenüber der Samtgemeinde die erforderliche Sachkunde 
nachgewiesen hat. 

(3) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer 
Abnahme durch die Samtgemeinde in Betrieb genommen wer-
den. Bis zur Abnahme dürfen Rohrgräben nicht verfüllt werden. 
Über das Prüfungsergebnis wird ein Abnahmeschein ausgefer-
tigt, soweit das Prüfungsergebnis die Inbetriebnahme der An-
lage erlaubt. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so 
sind diese innerhalb der gestellten Frist zu beseitigen. Der Ab-
nahmeschein befreit den/die Grundstücks-eigentümer/in nicht 
von seiner/ihrer Haftung für den ordnungsgemäßen Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlage. 

(4) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem ein-
wandfreien und betriebsfähigen Zustand zu erhalten. Werden 
Mängel festgestellt, so ist dies der Samtgemeinde unverzüglich 
mitzuteilen; die Samtgemeinde kann fordern, dass die Grund-
stücksentwässerungsanlage auf Kosten des Grundstückseigen-
tümers/der Grundstückseigentümerin in den vorschriftsmäßigen 
Zustand gebracht wird. 

(5) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanla-
gen nicht oder nicht mehr den jeweils geltenden Bestimmungen 
im Sinne des Abs. 1, so hat der/die Grundstückseigentümer/in 
sie entsprechend auf eigene Kosten anzupassen. Die Samtge-
meinde kann eine solche Anpassung verlangen. Sie hat dazu 
dem/der Grundstückseigentümer/in eine angemessene Frist zu 
setzen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist zur Anpassung 
der Grundstücksentwässerungsanlage auch dann verpflichtet, 

wenn Änderungen an der öffentlichen Abwasseranlage das er-
forderlich machen. Die Anpassungsmaßnahmen bedürfen der 
Genehmigung durch die Gemeinde. Die §§ 5 und 6 dieser Sat-
zung sind entsprechend anzuwenden.  

§ 11 Überwachung der Grundstücksentwässerungsan-
lage 

(1) Die Samtgemeinde kann Maßnahmen nach den Absätzen 
2 – 6 anordnen, soweit diese im Interesse einer ordnungsgemä-
ßen und störungsfreien Erfüllung der Abwasserbeseitigungs-
pflicht, insbesondere einer schadlosen Ableitung und Behand-
lung des Abwassers erforderlich sind. 

(2) Der Samtgemeinde oder Beauftragten der Samtgemeinde ist 
zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage oder zur Be-
seitigung von Störungen sofort und ungehindert Zutritt zu dieser 
Anlage, zu den Abwasservorbehandlungsanlagen und zu den 
Abwasseranfallstellen zu gewähren. Die Samtgemeinde oder 
Beauftragte der Samtgemeinde sind berechtigt, notwendige 
Maßnahmen anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder 
einzuleitende Abwasser zu überprüfen und Proben zu entneh-
men. 

(3) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbeson-
dere Vorbehandlungsanlagen, Schächte, Einsteigschächte oder 
Inspektionsöffnungen, Rückstauverschlüsse sowie Abwasser-
behandlungsanlagen müssen zugänglich sein. 

(4) Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle zur 
Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage geforderten 
Auskünfte zu erteilen. 

(5) Soweit das Grundstück an die zentrale Abwasseranlage an-
geschlossen ist, kann die Samtgemeinde dem/der Grundstück-
seigentümer/in die Eigenüberwachung für die Grundstücksent-
wässerungsanlage und für das auf dem Grundstück anfallende 
Abwasser nebst Vorlagepflicht der Untersuchungsergebnisse 
auferlegen sowie die Duldung und Kostentragung für eine regel-
mäßige gemeindliche Überwachung festsetzen. Die Samtge-
meinde ist berechtigt, Art und Umfang der Eigenüberwachung 
zu bestimmen. 

(6) Die Samtgemeinde kann, über die in der DIN 1986-30 von 
Februar 2012 geforderten Dichtheitsprüfungen hinaus, zusätzli-
che Dichtheitsprüfungen anordnen, wenn es dafür eine sachli-
che Rechtfertigung gibt, insbesondere, wenn das Grundstück 
der Grundstücksentwässerungsanlage in einem Gebiet mit ho-
hem Fremdwasseranteil liegt oder konkrete Erkenntnisse vorlie-
gen, dass die Grundstücksentwässerungsanlage etwa durch 
Wurzeleinwuchs, wiederholte Abflussstörungen oder Fehlan-
schlüsse undicht ist. 

§ 12 Sicherung gegen Rückstau 

(1) Gegen den Rückstau des Abwassers aus den öffentlichen 
Abwasseranlagen hat sich jede/r Grundstückseigentümer/in 
selbst zu schützen. Aus Schäden, die durch Rückstau entste-
hen, können Ersatzansprüche gegen die Samtgemeinde nicht 
hergeleitet werden. Der/Die Grundstückseigentümer/in hat die 
Gemeinde außerdem von Schadenersatzansprüchen Dritter 
freizuhalten. 

(2) Die Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor dem anzu-
schließenden Grundstück. 

Bei unter der Rückstauebene liegenden Räumen, z.B. Wohnun-
gen, gewerbliche Räume, Lagerräume für Lebensmittel oder an-
dere wertvolle Güter, ist das Schmutzwasser mit einer automa-
tisch arbeitenden Abwasserhebeanlage bis über die Rückstau-
ebene zu heben und dann in die öffentliche Abwasseranlage zu 
leiten. 

III. Besondere Vorschriften für die Beseitigung von in 
Kleinkläranlagen anfallendem Schlamm und Ab-
wasser aus abflusslosen Sammelgruben 



                                                                        Abl. LK SHG   Nr. 9/2019, ausgegeben am 30.09.2019 

113

§ 13 Bau und Betrieb von Kleinkläranlagen und abfluss-
losen Sammelgruben 

(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben sind so an-
zulegen und vorzuhalten, dass sie von den eingesetzten Entsor-
gungsfahrzeugen ungehindert angefahren und entleert werden 
können. Der Samtgemeinde oder den von ihr Beauftragten ist 
zum Zwecke der Entleerung der Kleinkläranlagen und der ab-
flusslosen Sammelgruben ungehindert Zutritt zu gewähren.  

(2) Der Samtgemeinde ist jede vorhandene oder in Betrieb ge-
nommene Kleinkläranlage oder abflusslose Sammelgrube durch 
deren Betreiber anzuzeigen. Die Anzeige hat folgende Angaben 
zu enthalten: 

a) Angaben über Art und Bemessung der Kleinkläranlage oder 
abflusslosen Sammelgrube. 

b) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschlie-
ßenden Grundstücks im Maßstab nicht kleiner 1 : 500 mit 
folgenden Angaben: 
- Straße und Hausnummer, 
- vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem 

Grundstück, 
- Lage der Kleinkläranlage oder der abflusslosen Sammel-

grube 
- Lage der Entwässerungsleitungen außerhalb des Gebäu-

des mit Schächten, 
Anfahr- und Entleerungsmöglichkeit für das Entsorgungs-

fahrzeug. 

c) Eine Kopie der wasserbehördlichen Erlaubnis (gilt nur für 
Kleinkläranlagen). 

(3) Hinsichtlich der Einleitung von Stoffen gelten für Kleinkläran-
lagen und für abflusslose Sammelgruben die auch für die Grund-
stücksentwässerungsanlagen geltenden Vorschriften. 

§ 14 Besondere Regelung für abflusslose Sammelgruben 

(1) Abflusslose Sammelgruben (Grundstücksentwässerungsan-
lage) sind vom/von der Grundstückseigentümer/in nach DIN 
1986/100 von Mai 2008 und nach den Bestimmungen dieser 
Satzung auf eigene Kosten zu errichten und zu betreiben. 

(2) § 11 gilt entsprechend. 

(3) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf von der Samt-
gemeinde oder durch von ihr beauftragte Dritte entleert. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu 
treffen, damit eine Entleerung rechtzeitig erfolgen kann. Insbe-
sondere hat er die Notwendigkeit einer Entleerung gegenüber 
der Samtgemeinde rechtzeitig anzuzeigen.  

§ 15 Entsorgung des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms 

(1) Kleinkläranlagen werden von der Samtgemeinde oder durch 
von ihr Beauftragte bedarfsgerecht und nach den anerkannten 
Regeln der Technik, insbesondere nach der allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassung oder der DIN 4261 Teil 1 von Oktober 
2010, entleert. 

2) Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Entsorgung des in 
Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms ist, dass durch den 
Grundstückseigentümer/die Grundstückseigentümerin die 
Durchführung regelmäßiger fachgerechter Messungen/Untersu-
chungen sichergestellt wird, anhand derer die Notwendigkeit ei-
ner Abfuhr des in der Kleinkläranlage angefallenen Schlamms 
beurteilt werden kann. Diese haben nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik, jedoch mindestens einmal im Jahr 
zu erfolgen. Die Ergebnisse dieser Messungen/Untersuchungen 
sind der Gemeinde innerhalb von 14 Tagen mitzuteilen. 

(3) Werden der Samtgemeinde die Ergebnisse der regelmäßi-
gen Messungen/Untersuchungen im Sinne des Abs. 2 nicht bzw. 
nicht rechtzeitig vorgelegt, erfolgt eine regelmäßige Entleerung 
der Vorklärung der Kleinkläranlagen. 

(4) Eine Entleerung der Vorklärung hat alle 5 Jahre zu erfolgen. 

(5) Die Samtgemeinde kann Ausnahmen von der vollständigen 
Entleerung der Vorklärung zulassen, insbesondere dann, wenn 
ein Fachkundiger für die Wartung von Kleinkläranlagen mitteilt, 
dass die Entleerung der anderen Kammern aufgrund der 
Schlammmenge und –konsistenz nicht erforderlich ist.  

(6) Die Samtgemeinde oder von ihr Beauftragte geben die Ent-
sorgungstermine bekannt. Die Bekanntgabe kann öffentlich ge-
schehen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle 
Vorkehrungen zu treffen, dass die Entsorgung zum festgesetz-
ten Zeitpunkt erfolgen kann. 

IV. Schlussvorschriften  

§ 16 Maßnahmen an der öffentlichen Abwasseranlage 

Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur von Be-
auftragten der Samtgemeinde oder mit Zustimmung der Samt-
gemeinde betreten werden. Eingriffe an öffentlichen Abwasser-
anlagen sind unzulässig. 

§ 17 Anzeigepflichten 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des An-
schlusszwanges (§§ 3, 3 a), so hat der/die Grundstückseigentü-
mer/in dies unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

(2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine der Ab-
wasseranlagen, so ist die Gemeinde unverzüglich – mündlich 
oder fernmündlich, anschließend zudem schriftlich – zu unter-
richten. 

(3) Der/die Grundstückseigentümer/in hat Betriebsstörungen o-
der Mängel am Anschlusskanal unverzüglich – mündlich oder 
fernmündlich, anschließend zudem schriftlich – der Samtge-
meinde mitzuteilen. 

(4) Beim Wechsel des Eigentums an einem Grundstück hat 
der/die bisherige Grundstücks-eigentümer/in die Rechtsände-
rung unverzüglich der Samtgemeinde schriftlich mitzuteilen. Zu 
dieser Mitteilung ist auch der/die neue Grundstückseigentü-
mer/in verpflichtet. 

(5) Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich ändern 
(z.B. bei Produktionsumstellungen) so hat der/die Grundstücks-
eigentümer/in oder der/die Nutzer/in dies unverzüglich der 
Samtgemeinde mitzuteilen. 

§ 18 Altanlagen 

(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Abwas-
seranlage der Beseitigung des auf dem Grundstück anfallenden 
Abwassers dienten, und die nicht als Bestandteil der ange-
schlossenen Grundstücksentwässerungsanlage genehmigt 
sind, hat der/die Grundstückseigentümer/in binnen dreier Mo-
nate auf seine Kosten so herzurichten, dass sie für die Auf-
nahme oder Ableitung von Schmutzwasser nicht mehr benutzt 
werden können. 

(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, hat der Grund-
stückseigentümer den Anschluss zu schließen. 

§ 19 Befreiungen 

(1) Die Samtgemeinde kann von Bestimmungen dieser Sat-
zung, soweit sie keine Ausnahme vorsehen, Befreiung erteilen, 
wenn die Durchführung der Bestimmungen im Einzelfall zu einer 
offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Befrei-
ung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie 
befristet erteilt werden. Sie steht unter dem Vorbehalt des jeder-
zeitigen Widerrufs. 

§ 20 Haftung 
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(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder sat-
zungswidriges Handeln entstehen, haftet der/die Verursacher/in. 
Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schädli-
che Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentliche Abwasser-
anlage eingeleitet werden. Ferner hat der/die Verursacher/in die 
Samtgemeinde von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die an-
dere deswegen bei ihr geltend machen. 

(2) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem neben dem 
Verursacher für alle Schäden und Nachteile, die der Samtge-
meinde durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksent-
wässerungsanlage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr 
nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. 

(3) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen die-
ser Satzung die Erhöhung der Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 5 Ab-
wAG i.d.F. v. 6.11.1990, BGBl. I S. 2432) verursacht, hat der 
Samtgemeinde den erhöhten Betrag der Abwasserabgabe zu 
erstatten. 

(4) Mehrere Verursacher/innen haften als Gesamtschuldner/in-
nen. 

(5) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von 

a) Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z.B. bei 
Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden oder Schnee-
schmelze, 

b) Betriebsstörungen, z.B. Ausfall eines Pumpwerkes, 
c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z.B. bei Kanal-

bruch oder Verstopfung, 
d) zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasseranlage, 

z.B. bei Reinigungsarbeiten im Straßenkanal oder Ausfüh-
rung von Anschlussarbeiten,  

hat der/die Grundstückseigentümer/in einen Anspruch auf Scha-
denersatz nur, soweit die eingetretenen Schäden von der Samt-
gemeinde schuldhaft verursacht worden sind. Andernfalls hat 
der/die Grundstückseigentümer/in die Samtgemeinde von allen 
Ersatzansprüchen freizustellen, die andere deswegen bei ihr 
geltend machen. 

(6) Wenn bei der Entleerung von Abflusslosen Sammelgruben 
bzw. der Entleerung von Kleinkläranlagen trotz erfolgter Anmel-
dung zur Entleerung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstö-
rungen oder betriebsnotwendiger anderer Arbeiten die Entlee-
rung erst verspätet durchgeführt werden kann oder einge-
schränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der/die Grund-
stückseigentümer/in keinen Anspruch auf Schadensersatz. 

§ 21 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig i.S.d. § 10 Abs. 5 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes in der jeweils gültigen Fassung 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 

1. §§ 3 Abs. 1, 3 a Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an 
die öffentliche Abwasseranlage(n) anschließen lässt; 

2. §§ 3 Abs. 7, 3 a Abs. 2 das bei ihm anfallende Abwasser 
nicht in die öffentliche Abwasseranlage(n) ableitet; 

3. § 3 a Abs. 2 Niederschlagswasser und/oder selbst geförder-
tes Wasser, das als Brauchwasser genutzt wird, ohne Ge-
nehmigung einleitet;  

4. dem nach § 5 genehmigten Entwässerungsantrag die An-
lage ausführt; 

5. § 6 den Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche 
Abwasseranlage(n) oder die Änderung der Entwässerungs-
genehmigung nicht beantragt; 

6. §§ 7, 8, 13 Abs. 3 Abwasser und Stoffe einleitet, die einem 
Einleitungsverbot unterliegen oder das nicht den Einlei-
tungswerten entsprechen; 

7. § 10 Abs. 3 die Grundstücksentwässerungsanlage oder 
Teile hiervon vor der Abnahme in Betrieb nimmt oder Rohr-
gräben vor der Abnahme verfüllt; 

8.§ 10 Abs. 4 die Entwässerungsanlage seines Grundstücks 
nicht ordnungsgemäß betreibt; 

9. § 11 Beauftragten der Gemeinde nicht ungehindert Zutritt 
zu allen Teilen der Grundstücksentwässerungsanlage ge-
währt; 

10. § 13 Abs. 1 die Entleerung behindert; 
11. § 14 Abs. 3 die Anzeige der Notwendigkeit einer Entlee-

rung unterlässt oder die Entleerung selbst vornimmt oder 
durch nicht von der Samtgemeinde beauftragte Dritte vor-
nehmen lässt; 

12. § 15 Abs. 1 die Entleerung selbst vornimmt oder durch 
nicht von der Samtgemeinde beauftragte Dritte vornehmen 
lässt; 

13. § 16 die öffentliche Abwasseranlage betritt oder sonstige 
Maßnahmen an ihr vornimmt; 

14. § 17 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüglich 
erfüllt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 5.000 
Euro geahndet werden. 

§ 22 Hinweis auf archivmäßige Verwahrung 

Die DIN-Normen und sonstigen außerrechtlichen Regelungen, 
auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind bei der Samtge-
meinde – Fachbereich III (Bauen) – archivmäßig gesichert, ver-
wahrt und können dort während der Dienststunden der Samtge-
meindeverwaltung eingesehen werden. 

§ 23 Übergangsregelung 

(1) Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten Genehmi-
gungsverfahren werden nach den Vorschriften dieser Satzung 
weitergeführt. 

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschluss-
voraussetzungen gegeben sind und das Grundstück noch nicht 
an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der 
Entwässerungsantrag gem. § 6 dieser Satzung spätestens in-
nerhalb dreier Monate nach ihrem Inkrafttreten einzureichen. 

§ 24 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Oktober 2019 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung vom 05. Dezember 1983 außer Kraft. 

12. September 2019 

Samtgemeinde Lindhorst 

Der Samtgemeindebürgermeister 
Andreas Günther 

------------------------------------------------------------------------------------ 

Satzung der Samtgemeinde Lindhorst über die Erhebung 
von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen für die 
Abwasserbeseitigung (Abgabensatzung für die Abwasser-
beseitigung) 

Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) i.d.F. vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, 576), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 27.03.2019 (Nds. GVBl. S. 70), i.V.m. 
den §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgaben-
gesetzes (NKAG) i.d.F. vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, 121) 
hat der Rat der Samtgemeinde Lindhorst in seiner Sitzung am 
29.08.2019 folgende Satzung beschlossen: 

Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Allgemeines 

Die Samtgemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die öffentlichen 
zentralen Abwassereinrichtungen (Abwasserbeiträge), 

b) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der  öffent-
lichen zentralen Abwassereinrichtungen (Abwassergebüh-
ren), 
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c) Benutzungsgebühren für die öffentlichen dezentralen Ab-
wassereinrichtungen (Entsorgungsgebühren), 

d) Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse. 

Abschnitt II 
Abwasserbeiträge und Kostenerstattungen 

§2 Erhebung des Abwasserbeitrages 

(1) Die Samtgemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für 
die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und 
Erneuerung der öffentlichen zentralen Abwassereinrichtung von 
den Grundstückseigentümern, denen die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme dieser öffentlichen Einrichtung besondere wirt-
schaftliche Vorteile bietet, Abwasserbeiträge nach Maßgabe die-
ser Satzung. Dabei wird unterschieden nach Anschlüssen an 
den Schmutzwasserkanal und Regenwasserkanal. 

(2) Bei der Herstellung, Wiederherstellung oder Sanierung eines 
Regenwasserkanal beteiligen sich die Mitgliedsgemeinden, in 
deren Gebiet der Kanal erstellt wird, mit 50 vom Hundert der 
Baukosten für den Bereich des Hauptsammlers mit den erforder-
lichen Kontroll- und Reinigungsschächten für die Aufnahme des 
Oberflächenwassers aus den Straßen-, Wege- und Parkplatzbe-
reichen. 

§ 3 Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öf-
fentliche zentrale Abwassereinrichtung angeschlossen werden 
können und für die 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, so-
bald sie bebaut oder gewerblich genutzt werden dürfen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt 
ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und 
nach der geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde 
zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen. 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche zentrale Abwasserein-
richtung tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Bei-
tragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 nicht erfüllt sind. 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das 
Grundstück im Sinne des Grundbuchrechts. Mehrere solcher 
Grundstücke gelten dann als ein Grundstück, wenn sie eine wirt-
schaftliche Einheit bilden. Besteht bei wirtschaftlicher Betrach-
tungsweise für Teilflächen eines Grundstückes im Sinne des 
Grundbuchrechts eine selbständige Inanspruchnahmemöglich-
keit, so ist jede solche Teilfläche als Grundstück im Sinne dieser 
Satzung anzusehen. 

(4) Wird ein bereits an die öffentliche zentrale Abwassereinrich-
tung angeschlossenes Grundstück durch Hinzunahme eines an-
grenzenden Grundstücks, für das ein Beitrag nicht oder nur teil-
weise erhoben ist, zu einer wirtschaftlichen Einheit verbunden, 
so wird für die bisher beitragsfreie Grundstücksfläche eine Nach-
veranlagung durchgeführt. 

§ 4 Beitragsmaßstab 

(1) Der Abwasserbeitrag wird berechnet: 

a) für die Schmutzwasserentwässerung nach der Summe aus 
den Flächen der einzelnen Grundstücke und ihrer zulässi-
gen Geschossfläche, 

b) für die Niederschlagswasserentwässerung nach der Fläche, 
die sich durch die Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit 
der Grundflächenzahl ergibt. 

(2) Als Grundstücksfläche im Sinne des Abs. 1 Buchstabe b) gilt 
bei Grundstücken, die überwiegend Wohnzwecken dienen: 

a) die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die Grund-
stücksfläche, auf die sich die bauliche Nutzungsfestsetzung 
bezieht, 

b) die über die Grenzen eines Bebauungsplanes hinaus rei-
chen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, auf die 
sich die bauliche Nutzungsfestsetzung bezieht, 

c) für die kein Bebauungsplan besteht, die Grundstücksfläche 
der wirtschaftlichen Einheit nach § 3 Abs. 3, die als ange-
schlossenes Grundstück anzusehen ist. 

(3) Landwirtschaftliche Grundstücke mit Wohn- und Wirtschafts-
gebäuden werden bebauten Grundstücken nach § 4 Abs. 2 
Buchstabe c) gleichgestellt. 

(4) Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche o-
der industrielle Nutzung, ob mit oder ohne Bebauung festgesetzt 
ist, die tatsächliche Grundstücksfläche. 

(5) Grundstücke für Sondernutzung oder sonstige Nutzung, ob 
mit oder ohne Bebauung, die tatsächliche Grundstücksfläche. 

(6) Geschossflächenzahl und Grundflächenzahl ergeben sich 
aus dem Bebauungsplan. 

Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht aufgrund ei-
ner Ausnahme oder Befreiung eine höhere Geschossflächen-
zahl oder Grundflächenzahl zugelassen, ist diese zugrunde zu 
legen. 

Liegt kein Bebauungsplan vor oder sind darin keine Geschoss-
flächenzahlen oder Grundflächenzahlen festgesetzt, gelten fol-
gende Werte: 

a) bei Grundstücken nach § 4 Abs. 2 Buchstaben a), b) und c) 
    Geschossflächenzahl  0,5 
    Grundflächenzahl 0,4 

b) bei Grundstücken nach § 4 Abs. 4 
    Geschossflächenzahl  1,0 
    Grundflächenzahl 0,8 

c) bei Grundstücken nach § 4 Abs. 5 
    Geschossflächenzahl  0,4 
    Grundflächenzahl 0,3 

§ 5 Beitragssatz 

(1) Der Abwasserbeitrag beträgt je qm der nach § 4 berechneten 
Beitragsfläche bei einem Anschluss an die öffentliche zentrale 
Abwassereinrichtung zur Beseitigung von 

a) Schmutzwasser 1,80 € 
b) Niederschlagswasser 0,50 € 

(2) Unberührt bleiben Vereinbarungen, nach denen der An-
schlussnehmer zusätzliche Aufwendungen der Samtgemeinde 
zu tragen hat, die durch die besondere Lage des Grundstücks 
oder durch Menge und Beschaffenheit der einzuleitenden Ab-
wässer aus sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen 
erforderlich werden. 

§ 6 Kosten der Anschlusskanäle 

(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Verän-
derung und Beseitigung sowie die Kosten für die Unterhaltung 
der Grundstücksanschlüsse an die öffentlichen zentralen Ab-
wassereinrichtungen sind der Samtgemeinde in der tatsächli-
chen Höhe zu erstatten (§ 8 NKAG). Der Erstattungsanspruch 
entsteht mit der Beendigung der Maßnahme. 

(2) Unberührt bleiben Vereinbarungen, nach denen der An-
schlussnehmer zusätzliche Aufwendungen der Samtgemeinde 
zu tragen hat, die durch die besondere Lage des Grundstücks 
oder durch Menge und Beschaffenheit der einzuleitenden Ab-
wässer aus sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen 
erforderlich werden. 

(3) Zu den zu erstattenden Kosten gehören auch die Aufwen-
dungen für die Wiederherstellung des alten Zustandes in dem 
durch die Arbeiten beanspruchten öffentlichen Verkehrsraum 
und privaten Grundbesitz. 
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(4) Die §§ 7, 9 und 11 dieser Satzung gelten entsprechend. 

§ 7 Beitragspflichtiger 

Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstückes ist. Ist 
das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an Stelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Meh-
rere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

§ 8 Entstehung der Beitragspflicht 

Die Beitragspflicht entsteht mit der Fertigstellung der öffentlichen 
zentralen Abwassereinrichtung bis zur Grundstücksgrenze. In 
allen anderen Fällen entsteht die Beitragspflicht mit dem An-
schluss des Grundstückes. 

§ 9 Vorausleistungen 

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Voraus-
leistungen verlangt werden, sobald mit der Durchführung der 
Maßnahme begonnen worden ist. 

§ 10 Veranlagung und Fälligkeit 

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das Gleiche gilt 
für die Erhebung einer Vorausleistung und der Kostenerstattung 
für Anschlusskanäle nach § 6 dieser Satzung. 

§ 11 Ablösung 

In den Fällen, in denen eine Beitragspflicht noch nicht entstan-
den ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden. Die 
Höhe des Ablösebetrages ist nach Maßgabe der in § 4 bestimm-
ten Beitragsmaßstäbe und der in § 5 festgelegten Beitragssätze 
zu ermitteln. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
Durch Zahlung des Ablösebetrages wird die Beitragspflicht end-
gültig abgegolten. 

Abschnitt III 
Abwasser- und Entsorgungsgebühren 

§ 12 Gebührenmaßstab und -satz 

(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen zentralen Abwas-
sereinrichtungen werden laufende Gebühren erhoben als Ent-
gelt für die Ableitung der Schmutz- und Niederschlagswässer, 
die den öffentlichen zentralen Abwassereinrichtungen von den 
angeschlossenen Grundstücken direkt oder indirekt zugeführt 
werden. 

(2) Die Gebühren werden in Form von Grundgebühren und lau-
fenden Abwassergebühren erhoben. 

a) Die Grundgebühren betragen in der Samtgemeinde Lind-
horst je Grundstück bis zu 3 angeschlossenen Haushalten 
42,60 € jährlich und für Grundstücke mit mehr als 3 ange-
schlossenen Haushalten zusätzlich je Haushalt 14,20 € jähr-
lich. Veränderungen sind monatlich zu berücksichtigen. 

b) Die laufende Abwassergebühr wird nach der von dem 
Grundstück aus in die öffentliche zentrale Abwassereinrich-
tung zugeführten Wassermenge berechnet und beträgt je 
cbm zugeführter Wassermenge in allen Klärwerksbereichen 
der Samtgemeinde 2,75 €. 

(3) Als in die öffentliche zentrale Abwassereinrichtung zugeführt 
gelten: 

a) die dem Grundstück durch die öffentliche Wasserversor-
gung zugeführte und durch Wasserzähler festgestellte Was-
sermenge. Hat ein Wasserzähler offenbar nicht oder nicht 
richtig angezeigt, so gilt die von der Samtgemeinde aufgrund 
vorangegangener oder späterer Wasserzählerablesung 
festgestellte Wassermenge als Grundlage der Gebühren-
rechnung, 

b) die auf dem Grundstück aus eigener Versorgungsanlage 
gewonnene oder zugeführte Wassermenge. Der Nachweis 

erfolgt durch von dem Grundstückseigentümer einzubauen-
den Wasserzähler. Ist kein Wasserzähler eingebaut, wer-
den die Wassermengen durch die Samtgemeinde festge-
setzt. Als Maßstab dienen hierbei vergleichbare Grundstü-
cke mit entsprechender Nutzung landwirtschaftlicher, ge-
werblicher bzw. industrieller Art. Sie ist berechtigt, die Was-
sermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht 
ermittelt werden können. 

(4) Wassermengen, die nachweislich nicht an die öffentliche 
zentrale Abwassereinrichtung gelangt sind, werden nur auf An-
trag hin abgesetzt. 

Der Antrag ist schriftlich innerhalb von vier Wochen nach Able-
sung der Wasseruhren bei der Samtgemeinde Lindhorst zu stel-
len. Nach Ablauf der vier Wochen ist eine Antragstellung nicht 
mehr möglich. 

Die entsprechenden Wassermengen sind über einen zusätzlich 
geeichten Wasserzähler als Nebenzähler, installiert vom Was-
serverband Nordschaumburg, nachzuweisen. Der Antrag auf In-
stallation eines Nebenzählers ist bei der Samtgemeinde Lind-
horst schriftlich einzureichen. Die Kosten für die Installation, der 
Überprüfung sowie der Auswechslung nach Ablauf der Eichpe-
riode eines entsprechenden Nebenzählers sind in voller Höhe 
vom Anschlussnehmer zu tragen. 

(5) Gärtnereien (Wasser zum Sprengen), landwirtschaftliche 
Betriebe (Großvieh) und Molkereien (Kühlwasser) erhalten eine 
Ermäßigung der Wassermengen in Höhe des nicht in die öffent-
lichen zentralen Abwassereinrichtungen abgeführten Wassers. 
Der Nachweis erfolgt durch von dem Grundstückseigentümer 
einzubauenden Wasserzähler. Ist kein Wasserzähler eingebaut, 
werden die Wassermengen durch die Samtgemeinde festge-
setzt. Als Maßstab dienen hierbei vergleichbare Grundstücke 
mit entsprechender Nutzung gärtnerischer, landwirtschaftlicher 
und gewerblicher oder industrieller Art. 

(6) Für gewerbliche und industrielle Abwässer, deren Ableitung 
und Reinigung der Samtgemeinde erhöhte Kosten verursachen, 
ist eine laufende Zusatzgebühr zu erheben. Diese beträgt für: 

a) Molkereien, Färbereien, Industriebetriebe 20 % 
b) Kfz-Werkstätten, Garagen und Waschanlagen, 
    Wäschereien und Schlachtereien 15 % 

der zu entrichtenden Gebühr. 

(7) Zu den Kosten im Sinne des § 5 Abs. 2 des NKAG gehört 
auch die an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe gemäß 
dem Abwasserabgabengesetz (AbwAG) vom 18.01.2005 
(BGBl. I S. 114) und dem Niedersächsischem Ausführungsge-
setz zum Abwasserabgabengesetz (Nds. AG AbwAG) vom 
24.03.1989 (Nds. GVBl. 1898, 69) in der jeweils geltenden Fas-
sung, jedoch mit Ausnahme der Direkt- und Kleineinleitungen. 

§ 13 Gebühren für die Beseitigung von Fäkal-
schlamm/Abwasser einer Grundstückskläreinrich-
tung 

(1) Die Samtgemeinde Lindhorst betreibt die Abwasserbeseiti-
gung aus Grundstückskläreinrichtungen (Kleinkläranlagen und 
abflusslosen Gruben) als öffentliche dezentrale Abwasserein-
richtung nach Maßgabe ihrer Abwasserbeseitigungssatzung. 
Für die Inanspruchnahme dieser Einrichtung erhebt die Samt-
gemeinde Lindhorst Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung. 

(2) Die Entsorgungsgebühr für die Fäkalschlamm-/Abwasserbe-
seitigung bei Beauftragung einer Fachfirma wird auf Grundlage 
der von der Fachfirma in Rechnung gestellten Abfuhrleistung, 
sowie 

a) bei Kleinkläranlagen nach den tatsächlich eingeleiteten Fä-
kalschlamm in die öffentliche zentrale Abwassereinrichtung 
pro angefangenen cbm Fäkalschlamm in Höhe von 15,00 €, 

b) bei abflusslosen Gruben nach den tatsächlich eingeleiteten 
Abwasser in die öffentliche zentrale Abwassereinrichtung
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   pro angefangenen cbm Abwasser nach § 12 Abs. 2 Buch-
stabe b) dieser Satzung 

erhoben. 

(3) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils nach der Entleerung der 
Grundstückskläreinrichtung. Sie wird durch schriftlichen Be-
scheid der Samtgemeinde festgesetzt und ist 4 Wochen nach 
Festsetzung fällig. Im Übrigen gelten sinngemäß die §§ 14 und 
15 dieser Satzung. 

§ 14 Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig ist der Grundstückseigentümer, wenn ein 
Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberech-
tigte des angeschlossenen Grundstückes. Gebührenpflichtig ist 
außerdem Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grund-
stückes dinglich Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind 
Gesamtschuldner. 

(2) Bei einem Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebüh-
renpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalender-
vierteljahres auf den neuen Verpflichteten über. Wenn der bisher 
Verpflichtete die Mitteilung hierüber versäumt, so haftet er für die 
Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung 
bei der Samtgemeinde entfallen, neben dem neuen Verpflichte-
ten. 

§ 15 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öf-
fentliche Abwassereinrichtung angeschlossen ist oder der öf-
fentlichen Abwassereinrichtung von dem Grundstück Abwasser 
zugeführt wird. 

Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird o-
der die Zuführung von Abwasser endet. Entsteht oder endet die 
Gebührenpflicht im Laufe eines Kalendervierteljahres, wird die 
Grundgebühr (§ 12 Abs. 1) für jeden angefangenen Monat der 
Gebührenpflicht mit einem Zwölftel berechnet. 

§ 16 Erhebungszeitraum 

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wassermesser ermittel-
ten Wassermengen berechnet wird (§ 12 Abs. 2 Buchstabe b)), 
gilt als Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der 
Wasserverbrauch während der Ableseperiode. 

§ 17 Veranlagung und Fälligkeit 

(1) Auf die nach Ablauf endgültig abzurechnende Gebühr sind 
vierteljährlich Abschlagszahlungen am 15.02., 15.05., 15.08. 
und 15.11. des laufenden Jahres zu leisten. Die Höhe der Ab-
schlagszahlungen wird von der Samtgemeinde durch Bescheid 
nach der Abwassermenge des Vorjahres festgesetzt. Die Ge-
bühren können zusammen mit anderen Abgaben angefordert 
werden. 

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalen-
derjahres, wird die Abwassermenge unter Berücksichtigung der 
Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 

(3) Abschlusszahlungen aufgrund der durch Bescheid vorzuneh-
menden Endabrechnung werden zusammen mit der 1. Ab-
schlagszahlung am 15.02. des folgenden Jahres fällig. Überzah-
lungen werden verrechnet oder auf Antrag erstattet. 

Abschnitt IV 
Allgemeine Pflichten und Inkrafttreten 

§ 18 Auskunftspflicht 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Samt-
gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und 
Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 

(2) Die Samtgemeinde kann an Ort und Stelle ermitteln. Die 
nach Absatz 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies 
zu ermöglichen und im erforderlichen Umfang zu helfen. 

§ 19 Anzeigepflicht 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist 
der Samtgemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Er-
werber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Be-
rechnung der Abgaben beeinflussen, so hat der Abgabenpflich-
tige dies unverzüglich der Samtgemeinde schriftlich anzuzei-
gen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anla-
gen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

§ 20 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig, im Sinne von § 10 Abs. 5 Niedersächsi-
sches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig: 

1. entgegen § 18 dieser Satzung seiner Auskunftsplicht nicht 
nachkommt, 

2. entgegen § 19 dieser Satzung seiner Anzeigepflicht nicht 
innerhalb der gesetzten Frist nachkommt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 Ziff. 1 und 2 können 
mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 

§ 21 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Oktober 2019 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung vom 05. Dezember 1983 außer Kraft. 

12. September 2019 

Samtgemeinde Lindhorst 

Der Samtgemeindebürgermeister 
Andreas Günther 

------------------------------------------------------------------------------------ 

Redaktionelle Korrektur der Hauptsatzung der Gemeinde 
Heuerßen 

Die im Amtsblatt für den Landkreis Schaumburg Nr. 11/2018 
vom 30.10.2018 auf Seite 133 veröffentlichte Hauptsatzung der 
Gemeinde Heuerßen ist in den Absätzen von § 5 zum Teil feh-
lerhaft nummeriert.  

Nach den korrekten Absätzen (1) bis (4) lautet § 5 richtig: 

„(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn 
das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abge-
schlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder 
eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides ist 
oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwer-
den kein neues Sachvorbringen enthält. 

(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem 
Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die Angelegen-
heiten nicht der Gemeinderat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG aus-
schließlich zuständig ist. Der Gemeinderat und der Verwal-
tungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur 
Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen.“ 

§ 6 Absatz 3 Satz 2 lautet richtig: 

"Zusätzlich kann eine ortsübliche Bekanntmachung auf der 
Homepage der Gemeinde Heuerßen unter www.heuerssen.de 
unter der Rubrik „Aktuelles“ veröffentlicht werden." 

Die fehlerhafte Veröffentlichung wird hiermit redaktionell berich-
tigt. 
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Heuerßen, den 24.09.2019 

Gemeinde Heuerßen 

Andreas Walter 
Bürgermeister 

------------------------------------------------------------------------------------ 

Redaktionelle Berichtigung der „7. Satzungsänderung über 
die Gebührenordnung der Kindertagesstätteneinrichtung 
der Gemeinde Heuerßen“ 

Die im Amtsblatt für den Landkreis Schaumburg Nr. 11/2018 
vom 30.10.2018, S. 136, veröffentlichte Änderung der Gebüh-
renordnung für die Kindertagesstätteneinrichtung der Gemeinde 
Heuerßen wird redaktionell berichtigt. Sie lautet korrekt wie folgt: 

6. Änderung der Gebührenordnung für die Kindertagesstät-
teneinrichtung der Gemeinde Heuerßen 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) und der §§ 2 und 5 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in Ver-
bindung mit dem Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder (Ki-
TaG) in der Fassung vom 07.02.2002- jeweils in der z.Z. gültigen 
Fassung - hat der Rat der Gemeinde Heuerßen in seiner Sitzung 
vom 27.09.2018 folgende Satzung beschlossen:  

Artikel 1 

§ 3 erhält folgende Fassung: 

„Für die Betreuung nach § 3 Abs. 2 der Satzung über die Benut-
zung der Kindertageseinrichtung sind für die Kinder einer Fami-
lie oder einer gleichgestellten Hausgemeinschaft monatliche Be-
nutzungsgebühren in folgender Höhe zu entrichten: 
Betreuung von Kindern unter 3 Jahren: 
5 Stunden Betreuung 140,00 € 

(Geschwisterkinder 120,00 €) 
5,5 Stunden Betreuung 150,00 € 

(Geschwisterkinder 130,00 €) 
6 Stunden Betreuung 160,00 € 

(Geschwisterkinder 140,00 €) 
6,5 Stunden Betreuung 170,00 € 

(Geschwisterkinder 150,00 €) 

Als Geschwisterkinder gelten Kinder mit Geschwistern im Kin-
dergarten, für die ebenfalls Gebühren von den Eltern gezahlt 
werden. 

Pauschale für Verpflegung und Getränke alle Kinder 
5,00 €/Monat" 

Artikel 2 

Die Änderungssatzung tritt am 01.08.2018 in Kraft. 

Heuerßen, den 24.09.2019 

Andreas Walter 
Bürgermeister 

------------------------------------------------------------------------------------ 

Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssat-
zung 

1. Haushaltssatzung der Gemeinde Lüdersfeld für das Haus-
haltsjahr 2019 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Lüdersfeld 
in der Sitzung am 14.03.2019 folgende Haushaltssatzung be-
schlossen: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird 

1. im Ergebnishaushalt
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

1.1 der ordentlichen Erträge auf  1.243.500 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.243.500 Euro 

1.3 der außerordentlichen Erträge  0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0 Euro 

2. im Finanzhaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
1.208.400 Euro 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
1.146.700 Euro 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.500 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 290.000 Euro 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 253.900 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 28.100 Euro 

festgesetzt. 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.464.800 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.464.800 Euro 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 253.900 Euro festgesetzt.  

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf Euro 400.000 Euro 
festgesetzt. 

§ 5 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch 
eine besondere Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2019 
wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
      (Grundsteuer A)  360 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)  370 v. H. 

2. Gewerbesteuer  360 v. H. 

§ 6  

Für die Befugnis des Bürgermeisters, über und außerplanmäßi-
gen Aufwendungen und Auszahlungen nach § 117 NKomVG 
zuzustimmen, gelten Ausgaben bis zur Höhe von 1.000,- € als 
unerheblich. In diesen Fällen wird gem. § 13 KomHKVO auf die 
Unterrichtung verzichtet. 

31702 Lüdersfeld, 23.9.2019 
                           Ort                         Datum der Ausfertigung 

                  W. Schröder                     J. Simon 
Bürgermeister              Stv. Bürgermeister 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
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2.1 Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2019 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

2.2 Die nach § 119 Abs. 4, § 120 Abs. 2 und nach § 122 Abs. 2 
NKomVG erforderliche(n) Genehmigung(en) sind durch den 
Landkreis Schaumburg am 7.9.2019 unter dem Aktenzeichen 20 
14 10/24 erteilt worden. 

2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 30.9. bis zum 8.10.2019 
in Lindhorst,  
im Rathaus, 
Zimmer 21, 
zu folgenden Öffnungszeiten Mo, Die, Do, Fr. 8 – 12.30 Uhr  
                                               Mo. 14 – 16 Uhr 
                                               Do. 14 – 18 Uhr 
zur Einsichtnahme öffentlich aus. 

31702 Lüdersfeld, 23.9.2019 
                           Ort                         Datum der Ausfertigung 

                  W. Schröder                     J. Simon 
Bürgermeister              Stv. Bürgermeister 

------------------------------------------------------------------------------------ 

Bauleitplanung der Samtgemeinde Rodenberg 
50. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtge-
meinde Rodenberg – Teilbereich 50.1 Gemeinde Messen-
kamp 

Der Landkreis Schaumburg hat mit Verfügung vom 28.08.2019, 
Az.: 63/20/01156/2019 die 50. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Samtgemeinde Rodenberg- Teilbereich 50.1 Ge-
meinde Messenkamp gemäß §6 Baugesetzbuch (BauGB) ge-
nehmigt. 

Der Änderungsbereich liegt an der K 59 zwischen den Ortschaf-
ten Messenkamp und Altenhagen II und ist in der nachstehen-
den Übersichtskarte dargestellt. 
(Karte ist im Anschluss an Seite 120 des Amtsblatts als des-
sen Anlage 3 beigefügt) 

Die genehmigte 50. Änderung des Flächennutzungsplanes- Teil-
bereich 50.1 Gemeinde Messenkamp mit Begründung und zu-
sammenfassender Erklärung kann in der Samtgemeinde Roden-
berg, Amtsstraße 5, 31552 Rodenberg, eingesehen werden. Je-
dermann kann über den Inhalt Auskunft verlangen. 

Mit dieser Bekanntmachung wird die 50. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Samtgemeinde Rodenberg- Teilbereich 
50.1 Gemeinde Messenkamp wirksam. 

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 

- eine mögliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 bis 3 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, sowie 

- beachtliche Mängel der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB  

unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Samtgemeinde 
Rodenberg unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

Rodenberg, 12.09.2019 

Samtgemeinde Rodenberg 

Der Samtgemeindebürgermeister 
in Vertretung 

Jacobs 

------------------------------------------------------------------------------------ 

Verordnung über die Kastrations-, Kennzeichnungs-, und 
Registrierpflicht von freilaufenden Katzen im Gebiet der 
Samtgemeinde Sachsenhagen (Katzenverordnung) 

Aufgrund der §§ 1 und 55 des Niedersächsischen Polizei- und 
Ordnungsbehördengesetzes (NPOG) in der Fassung vom 
19.01.2005 (Nds. GVBI. S. 9), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung und anderer Gesetze vom 20.05.2019 
(Nds. GVBl. S.88) in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 5 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27.03.2019 (Nds. GvBl. 
S. 70), hat der Samtgemeinderat der Samtgemeinde Sachsen-
hagen in seiner Sitzung am 29.08.2019 folgende Verordnung 
beschlossen: 

§ 1 Katzenhaltung 

(1) Katzenhalterinnen und Katzenhalter, die ihrer Katze die 
Möglichkeit gewähren, sich außerhalb der Wohnung zu bewe-
gen, haben diese zuvor tierärztlich kastrieren und mit einem 
Mikrochip kennzeichnen zu lassen. Dies gilt nicht für Katzen bis 
zu einem Alter von 5 Monaten sowie für Katzen, die vor Inkraft-
treten dieser Verordnung bereits kastriert und mittels Tätowie-
rung gekennzeichnet worden sind. 

(2) Katzenhalterinnen und Katzenhalter sind verpflichtet, mit der 
Kennzeichnung die Registrierung ihrer Katzen in einer der  Hau-
stier-Registrierungsdatenbanken (z. B. Tasso oder Deutsches 
Haustierregister) unverzüglich vorzunehmen. 

(3) Für die Zucht von Rassekatzen können auf Antrag Ausnah-
men von der Kastrationspflicht zugelassen werden, sofern eine 
Kontrolle und Versorgung der Nachzucht glaubhaft dargelegt 
wird. 

(4) Im Übrigen können auf Antrag Ausnahmen von den Bestim-
mungen dieser Verordnung zugelassen werden, wenn das Inte-
resse der Antragstellerin oder des Antragstellers das öffentliche 
Interesse im Einzelfall nicht nur geringfügig überwiegt. 

(5) Als Katzenhalterin oder Katzenhalter im Sinne dieser Ver-
ordnung gilt auch, wer einer freilaufenden Katze regelmäßig 
Futter zur Verfügung stellt. 

(6) Katzen im Sinne dieser Verordnung sind Katzen sowohl 
männlichen als auch weiblichen Geschlechts. 

§ 2 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig nach § 59 Abs. 1 NPOG handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig den Bestimmungen dieser Verordnung 
zuwiderhandelt und 

a) gemäß § 1 Abs. 1 seiner Katze die Möglichkeit gewährt, 
sich außerhalb der Wohnung zu bewegen, ohne kastriert 
und gekennzeichnet zu sein, oder 

b) gemäß § 1 Abs. 2 nicht die Registrierung seiner Katze in 
einer der Haustier- Registrierungsdatenbanken (z. B. Tasso 
oder Deutsches Haustierregister) unverzüglich vornimmt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 59 Abs. 2 NPOG mit 
einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet werden. 

§ 3 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im 
Amtsblatt für den Landkreis Schaumburg in Kraft. 

Sachsenhagen, den 30.08.2019 

Wedemeier 
Samtgemeindebürgermeister 

------------------------------------------------------------------------------------ 
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C Amtliche Bekanntmachungen anderer  
 Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des  
 öffentlichen Rechts 

D Sonstige Mitteilungen 
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Abwasserbeseitigungssatzung der Samtgemeinde Lindhorst  
(Amtsblatt Seite 108) 

Anhang 1 Richtwerte für Einleitungen nicht häuslichen Abwassers in 
öffentliche Abwasseranlagen 

Parameter Richtwert Bemerkung 

1) Allgemeine Parameter 

Temperatur 35 ° C 

ph-Wert 6,5 – 10,0 Ein höherer Wert kann widerruflich zugelassen werden, wenn 

die Schutzziele nach Abschnitt 1.1 – insbesondere 

Arbeitssicherheit und Funktionsfähigkeit der öffentlichen 

Abwasseranlage – nicht gefährdet sind. 

Absetzbare Stoffe -  Soweit eine Schlammabscheidung wegen der 

ordnungsgemäßen Funktionsweise der öffentlichen 

Abwasseranlage erforderlich ist, kann eine Begrenzung im 

Bereich 1 ml/l bis 10 ml/l nach 9,5 Stunden Absetzzeit, in 

besonderen Fällen auch darunter, erfolgen. 

2) Organische Stoffe und Stoffkenngrößen 

Schwerflüchtige, lipophile Stoffe 

(u.a. verseifbare Öle und Fette) 

gesamt 300 mg/l 

Bei den anzuwendenden Analysenverfahren DIN 38409-56 

(DEV H56) ist nicht auszuschließen, dass sich gegenüber dem 

bisherigen Verfahren nach DIN 38409-H17 Mehrbefunde 

ergeben. Deshalb ist der Richtwert von 250 mg/l des 

Arbeitsblattes ATV-A 115 vom Oktober 1994 angehoben 

worden. 

Der Richtwert gilt auch als eingehalten, wenn die Schutzziele 

nach Abschnitt 1.1 nicht gefährdet sind und der Indirekteinleiter 

nachweist, dass bei normgerecht dimensionierter, 

ordnungsgemäß betriebener und sachgerecht gewarteter 

Fettabscheideranlage der Konzentrationswert von 300 mg/l nicht 

eingehalten werden kann. Ergänzende Hinweise sind der 

Merkblattreihe DWA-M 167 „Abscheider und 

Rückstausicherungsanlagen bei der Grundstücksentwässerung 

– Einbau, Betrieb, Wartung und Kontrolle –„ zu entnehmen. 

Kohlenwasserstoffindex1)

gesamt 

Soweit im Einzelfall eine weitergehende 

Entfernung der Kohlenwasserstoffe 

erforderlich ist: 

100 mg/l 

20 mg/1 

Die Richtwerte für den ehemaligen Parameter 

Kohlenwasserstoffe nach DIN 38409-H18 wurden aus dem 

Arbeitsblatt ATV-A115 vom Oktober 1994 für den neuen 

Parameter Kohlenwasserstoff-Index nach DIN EN ISO 9377-2 

übernommen. 

Die Bestimmung der Kohlenwasserstoffe bzw. des 

Kohlenwasserstoff-Indexes mit den unterschiedlichen 

Konventionsverfahren führt in vielen Fällen zu voneinander 

abweichenden Ergebnissen. Eine generelle Aussage, ob das 

neue Verfahren zu systematisch abweichenden Befunden führt, 

kann nicht getroffen werden. 

Reicht bei hohen Kohlenwasserstofffrachten und Abwässern, die 

Kohlenwasserstoffe in schwer abscheidbarer Form enthalten, die 

Vorbehandlung mit Leichtstoffabscheidern nach DIN 1999 und 

DIN EN 858 nicht aus, um Störungen in der öffentlichen 

Abwasseranlage zu vermeiden, müssen wirksame 

Vorbehandlungstechniken (z.B. Koaleszenzabscheider) 

eingesetzt werden.  

Die Maßnahmen des Anhangs 49 der Abwasserverordnung 

(„Gilt-Regelung“) sind zu beachten. 
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Parameter Richtwert Bemerkung 

Adsorbierbare organisch gebundene 

Halogene (AOX)1)

1 mg/l Ein höherer Wert kann widerruflich zugelassen werden, wenn 

aufgrund der Kenntnis der halogenorganischen Verbindungen: 

1. keine Gefährdung des Bestandes und/oder der 

Betriebes der Abwasseranlagen, 

2. Keine Gefährdung des Personals der 

abwassertechnischen Anlagen, 

3. keine Gefährdung des Gewässers und 

4. keine Mehrkosten bei der Abwasserreinigung, der 

Abwasserabgabe und/oder der 

Klärschlammentsorgung 

zu erwarten sind. Sind durch diese Einleitung allein oder in 

Verbindung mit einer oder mehreren AOX-haltigen 

Einleitung(en) lediglich Mehrkosten gemäß Nr. 4 zu erwarten, 

kann ein höherer Wert gleichwohl zugelassen werden, wenn der 

jeweilige Indirekteinleiter sich aufgrund einer öffentlichen-

rechtlichen Regelung (Bescheid, Vertrag) zur Übernahme 

verpflichtet hat. Die Maßgaben der Anhänge zur 

Abwasserverordnung („Gilt-Regelung“) sind analog 

anzuwenden. 

Leichtflüchtige halogenierte 

Kohlenwasserstoffe (LHKW)1)

0,5 mg/l Der Richtwert gilt für die Summe Trichlorethen, Tetrachlorethen, 

1,1,1-Trichlorethan, Dichlormethan und Trichlormethan, 

gerechnet als Chlor, insbesondere zum Schutz der in den 

abwassertechnischen Anlagen arbeitenden Menschen. 

In begründeten Fällen (siehe Anforderungen der 

Abwasserverordnung mit Anhängen) ist zu prüfen, ob im 

Abwasser weitere leichtflüssige, chlorierte Kohlenwasserstoffe, 

wie z. B. Tetrachlormethan, 1,1-Dichlorethan, 1,2-Dichlorethan, 

1,1,2-Trichlorethan, 1,1-Dichlorethan, cis- und trans-1,2 

Dichlorethan, 1,2-Dichlorpropan, 1,3-Dichlorpropan, cis- und 

trans-1,3-Dichlorpropan, 1,1,2,2-Tetrachorethan oder 

Hexachlorethan enthalten sind. Bei positivem Befund sind diese 

Stoffe in die Summenbildung einzubeziehen. 

Phenolindex, wasserdampfflüchtig1 100 mg/l Der Richtwert gilt für halogenfreie phenolische Verbindungen. 

Ergeben substanzspezifische Analysen, dass halogenierte, 

insbesondere toxische und biologisch schwer abbaubare 

Phenole vorhanden sind, sind hierfür im Einzelfall gesonderte 

Grenzwerte festzulegen. 

Farbstoffe Nur in einer so niedrigen Konzentration, dass der Vorfluter nach 

Einleitung des Ablaufes einer mechanisch-biologischen 

Kläranlage visuell nicht gefärbt erscheint. Ein Richtwert wird 

nicht festgelegt. Gegebenenfalls sind Anforderungen in 

Einzelfallregelungen festzulegen. 

3) Metalle und Metalloide 

Antimon (SB)1) 0,5 mg/l Im Einzelfall sind auftretende Probleme des Indirekteileiters mit 

der Einhaltung dieses Richtwertes im Einvernehmen mit dem 

Abwasserbeseitigungspflichtigen zu lösen. Eine denkbare 

Lösung besteht in einer Anpassung des Richtwertes auf der 
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Parameter Richtwert Bemerkung 

Grundlage einer gutachterlichen Bilanzierung im Sinne der 17. 

BImSchV, wenn der Klärschlamm der Verbrennung zugeführt 

wird. 

Arsen (As)1) 0,5 mg/l 

Barium (BA)1) Auf die Nennung eines Richtwertes wird verzichtet, weil die für 

den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlage relevanten 

Schutzziele nicht betroffen sind. 

Blei (Pb)1) 1 mg/l 

Cadmium (Cd)1) 0,5 mg/l Bei diesem Richtwert können auch bei Abwasseranteilen von 

weniger als 10 % vom Gesamtklärwerkszulauf der Grenzwert 

der Klärschlammverordnung und/oder der Schwellenwert des 

Abwasserabgabengesetzes überschritten werden. 

Chrom (Cr)1) 1 mg/l 

Chrom-VI (Cr)1) 0,2 mg/l 

Cobalt (Co)1) 2 mg/l 

Kupfer (Cu)1) 1 mg/l 

Mangan (Mn) - Auf die Nennung eines Richtwertes wird verzichtet. Dennoch 

wird Mn aufgeführt, da es in der 17. BImSchV begrenzt ist und 

ein Großteil des im Bundesgebiet anfallenden Klärschlamms 

verbrannt wird. 

Nickel (Ni)1) 1 mg/l 

Quecksilber (Hg)1) 0,1 mg/l 

Selen (Se)1) - Auf die Nennung eines Richtwertes wird verzichtet, weil die für 

den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlage relevanten 

Schutzziele nicht betroffen sind. 

Silber (Ag)1) - Von einem Richtwert wird abgesehen, da die wesentlichen 

Einleitungen durch Anhänge zur Abwasserverordnung geregelt 

sind und bei den zu erwartenden Bagatelleinleitungen keine 

Besorgnis im Sinne von Abschnitt 3.3 besteht. 

Thallium (Tl)1) - Auf die Nennung eines Richtwertes wird verzichtet. Dennoch 

wird Tl und V in diesem Merkblatt aufgeführt, da er in der 17. 

BImSchV begrenzt ist und ein Großteil des im Bundesgebiet 

anfallenden Klärschlamms verbrannt wird. 

Vanadium (V)1) - 

Zinn (Sn)1) 5 mg/l 

Zink (Zn)1) 5 mg/l 

Aluminium (Al)1) - keine Begrenzung, soweit keine Schwierigkeiten bei der 

Abwasserableitung und –reinigung auftreten (siehe „Absetzbare 

Stoffe“) 

Eisen (Fe)1) - keine Begrenzung, soweit keine Schwierigkeiten bei der 

Abwasserableitung und –reinigung auftreten (siehe „Absetzbare 

Stoffe“) 

4) Weitere anorganische Stoffe 

Stickstoff aus Ammonium und 

Ammoniak (NH4 -N+NH3 -N) 

200 mg/l 

100 mg/l 

Kläranlagen > 5000 EW 

Kläranlagen < 5000 EW 

Stickstoff aus Nitrat (NO2-N) 10 mg/l Der Wert kann bis 100 mg/l erhöht werden, sofern rechnerisch 

nachgewiesen wird, dass durch die Ableitung im Zulauf der 
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Parameter Richtwert Bemerkung 

kommunalen Kläranlage bei Trockenwetter 10 mg/l und beim 

Regenwasserabschlag aus dem Kanalnetzt ins Gewässer 1 mg/l 

nicht überschritten wird. 

Cyanid, leicht freisetzbar1) 1 mg/l 

Sulfat (SO4
2-) 

600 mg/l 

3000 mg/l 

Richtwert wegen möglicher Betonkorrosion (siehe DWA-M168), 

Abwasseranlagen ohne HS-Zement, 

Abwasseranlagen in HS-Zement-Ausführung, 

Unter Berücksichtigung der Vermischung im Kanalnetzt (siehe 

Abschnitt 3.3) sind höhere Konzentrationen zulässig 

(Einleiterfallregelung im Rahmen einer Ausnahmegenehmigung 

oder eines öffentlich-rechtlichen Vertrages, in welchen ggf. eine 

Kostenübernahme für Sanierung und Kontrolle geregelt sind). 

Sulfit (S2-)1), leicht freisetzbar 2 mg/l Einleitungskonzentrationen bis 2 mg/l verursachen 

erfahrungsgemäß keine Probleme, sofern das Abwasser in der 

öffentlichen Kanalisation ausreichend mit Sauerstoff versorgt, 

ph-neutral bis alkalisch und nicht wärmer als 20° C ist. Sind 

diese Bedingungen nicht erfüllt, können Arbeitssicherheit -, 

Geruchs- und Korrosionsprobleme durch 

Schwefelwasserstoffemissionen auftreten. Diese werden aber 

häufig nicht durch sulfidhaltige Einleitungen, sondern durch 

Sulfatreduction und/oder Zersetzung schwefelhaltiger 

organischer Verbindungen im Kanal verursacht. 

Fluorid (F-), gelöst 50 mg/l 

Phosphor, gesamt 50 mg/l In Einzelfällen können höhere Werte zugelassen werden, sofern 

der Betrieb der Abwasseranlagen dies erlaubt. Enthält das 

Abwasser nicht fällbare Phosphorverbindungen, z. B. 

Phosphonate oder Hypophoshite, so können, wenn die 

Schutzziele nach Abschnitt 1.1 gefährdet sind, auch strengere 

Werte gefordert werden. 

5) Chemische und biochemische Wirkungsgrößen

Spontane Sauerstoffzehrung 100 mg/l 

Aerobe biologische Abbaubarkeit - Auf die Angabe eines Richtwertes wird verzichtet. 

Eine Überwachung von Indirekteileitern mit dem genormten Test 

auf aerobe biologische Abbaubarkeit ist durchzuführen, wenn es 

einschlägige betriebliche Probleme auf der kommunalen 

Kläranlage gibt bzw. diese aufgrund der Zusammensetzung des 

produktionsgebundenen Abwassers zu erwarten sind oder die 

Indirekteinleitung aufgrund ihrer Fracht signifikanten Einfluss auf 

den Anlagenbetrieb hat. 

Die Untersuchung zur aeroben biologischen Abbaubarkeit ist mit 

dem belebten Schlamm aus der jeweils betroffenen Kläranlage 

durchzuführen, da dieser an das zu untersuchende Abwasser 

adaptiert ist. 

Werden durch die Einleitung die Schutzziele nach 1.1 gefährdet 

(insbesondere Überschreitung des wasserrechtlichen 

Überwachungswertes für CSB/TOC im Ablauf der kommunalen 

Kläranlage), so können Anforderungen für nicht abbaubaren 

CSB/TOC als Konzentration- bzw. Frachtwerte für die 

Indirekteinleitung gestellt werden. Sofern in Einzelfällen der 
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Parameter Richtwert Bemerkung 

biologische Abbau nicht hinreichend ist, sollte für die biologische 

Abbaubarkeit dieses Abwassers ein Richtwert von 75 % DOC-

Abbau innerhalb von 24 Stunden festgelegt werden. 

Nitrifikationshemmung bei häufiger 

signifikanter 

Hemmung der 

Nitrifikation  

> 20 % 

Nitrifikations- 

hemmung 

im Verdünnungs-

verhältnis max. 

Indirektleiterabfluss 

zu 

Kläranlagentrocken-

wetterzufluss 

Eine Überwachung von Indirekteinleitern mit dem genormten 

Test auf Nitrifikationshemmung ist nur durchzuführen, wenn es 

einschlägige betriebliche Probleme auf der kommunalen 

Kläranlage gibt. 

Wird im Einzelfall die Stoffwechselleistung der Nitrifikanten im 

belebten Schlamm signifikant beeinträchtigt und führt dies zu 

einer Überschreitung der Anforderungen bei den 

Stickstoffparametern N ges und NH 4-N, sollten Indirekteinleiter 

mit nitrifikationshemmendem Abwasser die genannte 

Anforderung einhalten. 

Es ist dabei der nitrifizierende belebte Schlamm derjenigen 

Kläranlage zu verwenden, an die der Indirekteinleiter 

angeschlossen ist. Sofern dies nicht möglich ist, z. B. bei bereits 

bestehender Schädigung der Nitrifikanten, ist der nitrifizierende 

belebte Schlamm einer anderen kommunalen Kläranlage mit 

vergleichbarer Indirekteinleiterstruktur zu verwenden. 

Anmerkung 

1) Parameter mit Anforderungen in den Anhängen zur Abwasserverordnung an das Abwasser vor Vermischung oder für den Ort 

des Anfalls. 

(weiter mit Anlage 3) 
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